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Kleine Anfrage 1404 
 
der Abgeordneten Matthias Kerkhoff und Arne Moritz   CDU 
 
 
Datenschutz von Patientenakten - Zukünftiger Umgang mit Insolvenzen und Schlie-
ßungen von Kliniken?   
 
 
Die privat-geführte Veramed-Klinik in Meschede wurde 2009 aufgrund ihrer Insolvenz ge-
schlossen. Problematisch ist derzeit neben der Suche nach einer Folgenutzung des Gebäu-
des auch eine ausreichende, den Ansprüchen des Datenschutzes genügende, Sicherung der 
Patientenakten in der Klinik. Über die Frage, wer für diese Sicherung verantwortlich ist, füh-
ren das Land Nordrhein-Westfalen und der Insolvenzverwalter einen Gerichtsstreit am Ver-
waltungsgericht Gelsenkirchen.  
 
Derzeit lagern die Patientenakten beim Hochsauerlandkreis, nachdem bekannt geworden 
war, dass sich jedermann ohne große Probleme Zutritt zu den ehemaligen Lagerräumen in 
der Klinik verschaffen konnte.  
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:  
 
1. Wie beurteilt die Landesregierung die aktuelle Situation um die Sicherung der Patien-

tenakten in der ehemaligen Veramed-Klinik in Meschede? 
 

2. Welche Pläne hat die Landesregierung zur Sicherung von Patientenakten, wenn sich 
eine Klinikschließung wiederholt?  
 

3. Wie ist das Recht auf Akteneinsicht für die betroffenen Patientinnen und Patienten im 
Fall einer solchen Klinikschließung gewährleistet?  
 

4. Welche Maßnahmen sind vorgesehen, damit es in Zukunft zu einer eindeutigeren und 
rechtlich geregelten Vorgehensweise der Behörden zur Sicherung von Patientenakten 
kommt? 
 

5. Wie ist in einem solchen Fall die Haftung und Zuständigkeit geregelt (aufgeschlüsselt 
nach politischen Ebenen – Kommune, Kreis, Land und betroffenen Behörden)?  

 
 

Matthias Kerkhoff 
Arne Moritz  


